
Ä1

Antrag

47. Vollversammlung Landesjugendring Niedersachsen e.V. am 13.04.2024

 Initiator*innen: BDKJ

 Titel: Ä1 zu A1: Leitbild

Antragstext

Von Zeile 0 bis 1 einfügen:

Im vergangenen Jahr haben die Verbände des Landesjugendrings in einem

Standortbestimmungsprozess ein Leitbild für den Landesjugendring erarbeitet. Die

Vollversammlung möge das folgende Leitbild für den Landesjugendring Niedersachsen

e.V. beschließen:
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Ä2

Antrag

47. Vollversammlung Landesjugendring Niedersachsen e.V. am 13.04.2024

 Initiator*innen: BDKJ

 Titel: Ä2 zu A1: Leitbild

Antragstext

Von Zeile 66 bis 67:

Gelebte Diversität bedeutet für uns dabei, unsere Aktivitäten und Strukturen so

zu[Zeilenumbruch]

fassen, dass sich alle beteiligen können und repräsentiert werden.

Räume schaffen

Ein wichtiger Pfeiler unserer Arbeit ist unser tief verwurzeltes Selbstverständnis als

Jugendverbände, einen sicheren Ort für junge Menschen zu schaffen. Junge Menschen

können ihr volles Potential nur entfalten, wenn sie sich in einer Umgebung befinden, die

Sicherheit, Unterstützung und Vertrauen bietet. Deshalb setzen wir uns aktiv dafür ein,

Räume zu schaffen, in denen sich Jugendliche frei entfalten können, ohne

Diskriminierung, Ausgrenzung oder (sexualisierte) Gewalt.

Für uns ist es wichtig, Aktive in der Jugendarbeit zu ermutigen, Ideen umzusetzen und

Verantwortung zu übernehmen. Im Rahmen einer gelebten Fehlerkultur bieten wir als

Landesjugendring Niedersachsen dabei den nötigen Rückhalt.
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Von Zeile 83 bis 93 löschen:

Räume schaffen
Ein wichtiger Pfeiler unserer Arbeit ist unser tief verwurzeltes Selbstverständnis als

Jugendverbände, einen sicheren Ort für junge Menschen zu schaffen. Junge Menschen

können ihr volles Potential nur entfalten, wenn sie sich in einer Umgebung befinden, die

Sicherheit, Unterstützung und Vertrauen bietet. Deshalb setzen wir uns aktiv dafür ein,

Räume zu schaffen, in denen sich Jugendliche frei entfalten können, ohne

Diskriminierung, Ausgrenzung oder (sexualisierte) Gewalt. Für uns ist es dabei wichtig,

Aktive in der Jugendarbeit zu ermutigen, Ideen umzusetzen und Verantwortung zu

übernehmen. Im Rahmen einer gelebten Fehlerkultur bieten wir als Landesjugendring

Niedersachsen dabei den nötigen Rückhalt.
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Ä1

Antrag

47. Vollversammlung Landesjugendring Niedersachsen e.V. am 13.04.2024

 Initiator*innen: BDKJ

 Titel: Ä1 zu A2: Jugendarbeit bedarf einer

verlässlichen Förderung

Antragstext

Von Zeile 45 bis 48:

Die Erstattung von Verdienstausfall muss mit ausreichend finanziellen

Ressourcen ausgestattet werden. Die Beantragung sollte von den

Ehrenamtlichen auf die Arbeitsstelle übergehen, um das Engagement zu

entlasten.

Die Erstattung von Verdienstausfall soll analog zum hessischen Modell geregelt

werden. Hier besteht ein Rechtsanspruch auf 12 Tage bezahlten Sonderurlaub für

Zwecke der Jugendarbeit. Der Arbeitgeber kann eine Erstattung der Lohnkosten

beim Land beantragen. Dieses System fordern wir auch für Niedersachsen.

Begründung
Für den Punkt Verdienstausfall schlagen wir diese Konkretisierung der Forderung

vor.
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Ä2

Antrag

47. Vollversammlung Landesjugendring Niedersachsen e.V. am 13.04.2024

 Initiator*innen: BDKJ

 Titel: Ä2 zu A2: Jugendarbeit bedarf einer

verlässlichen Förderung

Antragstext

Nach Zeile 57 einfügen:

Die verbandlich wirkenden Bildungsstätten sind essentielle Orte der

Jugendverbandsarbeit und sind langfristig finanziell abzusichern.

Begründung
Auch das Thema der Bildungsstätten sollte aus unserer Perspektive in diesem

Grundlagenbeschluss zur JFG-Novelle aufgenommen werden.
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Ä3

Antrag

47. Vollversammlung Landesjugendring Niedersachsen e.V. am 13.04.2024

 Initiator*innen: BDKJ

 Titel: Ä3 zu A2: Jugendarbeit bedarf einer

verlässlichen Förderung

Antragstext

Von Zeile 12 bis 24 löschen:

Sozialisation und Persönlichkeitsentwicklung: Jugendverbände bieten einen Raum

für soziale Kontakte, fördern den Umgang miteinander und unterstützen die

Persönlichkeitsentwicklung junger Menschen.

Vielfältige Erfahrungen: Die Jugendverbände in Niedersachsen bieten mit Bildungs-

und Freizeitangeboten sowie dem demokratischen Aufbau der eigenen Strukturen

Beteiligungsmöglichkeiten für junge Menschen, die, durch ihre Vielfalt, den

unterschiedlichen Interessen gerecht werden. Sie ermöglichen es jungen Menschen, sich

außerhalb ihres familiären Umfelds und der Schule zu engagieren und neue Perspektiven

kennenzulernen.

Förderung des gesellschaftlichen Zusammenhalts: Ehrenamtliches Engagement in

Jugendverbänden stärkt die Gemeinschaft, unterstützt benachteiligte Gruppen und

fördert persönliches Wachstum. Zudem leisten die Jugendverbände dadurch einen

wichtigen Beitrag zur demokratischen Bildung und Präventionsarbeit.

Begründung
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Wir würden den Antrag gerne etwas prägnanter formulieren, um die Forderungen in

den Mittelpunkt zu stellen.
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Ä1

Antrag

47. Vollversammlung Landesjugendring Niedersachsen e.V. am 13.04.2024

 Initiator*innen: BDKJ

 Titel: Ä1 zu A3: Die europapolitischen Forderungen

des Landesjugendring Niedersachsen e.V. zur

Europawahl 2024

Antragstext

Von Zeile 5 bis 111:

Mitgliedsverbänden von den niedersächsischen Kandidierenden für das Europäische

Parlament (EP):[Leerzeichen]

Demokratie in Europa schützen! 
sich demokratiefeindlichen Bestrebungen entschieden entgegenzustellen, sich

klar von antidemokratischen Mitkandidierenden zu distanzieren und als zukünftige

Abgeordnete des Europäischen Parlaments entschlossen gegen

rechtsextremistische Strömungen und Gruppierungen einzutreten und

demokratische zivilgesellschaftliche Organisationen verstärkt finanziell zu fördern.

Seit einigen Jahren ist ein deutlicher Rechtsruck in Europa feststellbar. Nicht nur im

Europäischen Parlament sind rechtsnationale und rechtsextreme Parteien vertreten, auch

durch die nationalen Regierungen einzelner Mitgliedsstaaten geht eine Gefahr für die

Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit der EU aus. Der Landesjugendring

Niedersachsen e.V. fordert die demokratischen Kandidierenden für das Europäischen

Parlament dazu auf, sich demokratiefeindlichen Bestrebungen entschieden

entgegenzustellen und sich klar von antidemokratischen Mitkandidierenden zu

distanzieren.
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die EU-Gremienstrukturen einer kritischen Prüfung zu unterziehen, damit

Blockadehaltungen einzelner Staaten im Europäischen Rat nicht zum Scheitern

von demokratisch entwickelten Gesetzesvorhaben des Europäischen Parlaments

führen.

Es ist zudem unerlässlich, dass Minderheiten und benachteiligte Gruppen vor Angriffen

geschützt und in ihren Forderungen unterstützt werden. Die zukünftigen Abgeordneten

des EP müssen entschlossen gegen rechtsextremistische Strömungen und

Gruppierungen eintreten, und demokratische zivilgesellschaftliche Organisationen

verstärkt finanziell fördern.

sich für ein europaweit geltendes Wahlalter ab 16 Jahren und perspektivisch ab

14 Jahren einzusetzen.

EU-Gremienstrukturen müssen einer kritischen Prüfung unterzogen werden, damit

Blockadehaltungen einzelner Staaten im Europäischen Rat nicht zum Scheitern von

demokratisch entwickelten Gesetzesvorhaben des Europäischen Parlaments führen. Das

Vertrauen in die Demokratie muss gestärkt werden und darf nicht durch Einzelpersonen

gefährdet werden.

sich dafür einzusetzen, dass eine Beteiligung junger Menschen in

Förderprogrammen stärker verankert wird und Jugendverbände und Jugendringe

verstärkt als Interessensvertretungen in europäischen Prozessen angehört

werden.

Europäische Union jugendgerecht gestalten! 
sich verstärkt für die Umsetzung von Klima- und Umweltschutzmaßnahmen

einzusetzen und die vereinbarten Ziele (wie das Pariser Klimaabkommen)

einzuhalten und hierfür den Ausbau von erneuerbaren Energien stärker zu

fördern.

Der Landesjugendring Niedersachsen begrüßt, dass zur diesjährigen Europawahl das

Wahlalter auf 16 Jahre abgesenkt wurde und so mehr junge Menschen mitbestimmen

dürfen. Wir unterstützen die Forderung des Deutschen Bundesjugendrings (DBJR), das

Wahlrecht ab dem 16. Lebensjahr europaweit festzulegen[1]. Perspektivisch sollte das

Wahlalter jedoch europaweit auf 14 Jahre abgesenkt werden, damit der jungen

Generation eine ernstgemeinte Beteiligung zuteilwird. Unabhängig von Wahlen muss

eine strukturelle Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an politischen Prozessen vor

Ort verstärkt werden. Wir fordern die künftigen Abgeordneten des EP daher dazu auf,

sich dafür einzusetzen, dass eine Beteiligung junger Menschen in Förderprogrammen

stärker verankert wird. Zudem schließen wir uns der Forderung des DBJR an, dass

Jugendverbände und Jugendringe stärker in europäische Prozesse eingebunden und sie

verstärkt als Interessenvertretung angehört werden[2].
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Maßnahmen zur Erreichung der Klimaziele sozial gerecht umzusetzen - für alle

Menschen weltweit.

Klimagerechtigkeit umsetzen: 
sich weiterhin solidarisch mit der Ukraine zu zeigen und sich für eine Beendigung

des Krieges, für Frieden, Gerechtigkeit und bessere Zukunftsperspektiven

einzusetzen.

Die Klimakrise ist ein Thema, das viele junge Menschen beschäftigt und sorgt. Wir

fordern von den künftigen Abgeordneten des EP, sich verstärkt für die Umsetzung von

Klima- und Umweltschutzmaßnahmen einzusetzen und die vereinbarten Ziele (wie das

Pariser Klimaabkommen) einzuhalten. Dafür ist ein verstärkter Ausbau von erneuerbaren

Energien sowie eine stärkere Förderung dieser unerlässlich. Auch ein Ausbau des

öffentlichen Personennah- und Fernverkehrs ist dafür notwendig. Mobilität muss zudem

bezahlbar sein, um eine attraktive Alternative zum Individualverkehr darzustellen und für

alle Menschen zugänglich zu sein.

sich für Programme und Initiativen einzusetzen, die den Austausch und die

Zusammenarbeit von Jugendverbänden und -initiativen auf europäischer Ebene

verlässlich fördern.

Klimapolitik muss Handlungspolitik sein und darf nicht zu Technologiepolitik werden. Die

technischen Lösungen zur Umsetzung der vereinbarten Maßnahmen und Ziele sind

bereits vorhanden. Scheindebatten über „Zukunftstechnologien“ sind daher nicht

zielführend und verzögern so das aktive Handeln für den Klimaschutz.

die humanitäre Katastrophe an den europäischen Außengrenzen sowie in den

Lagern für Geflüchtete umgehend zu beenden.

Die Maßnahmen zur Umsetzung der Klimaziele müssen sozial gerecht sein – für alle

Menschen weltweit. Der globale Süden leidet besonders unter dem Fehlverhalten der

großen Industrienationen, bei denen die EU eine wichtige Rolle einnimmt. Daher kommt

der EU eine besondere Verantwortung bei der Lösung der Klimakrise zu.

Jugendarbeit in der Krise: 
Wir leben in einer Zeit multipler Krisen. Die Corona-Pandemie hat das Leben vieler junger

Menschen einschneidend belastet, Unsicherheiten aufgrund von Kriegen und Konflikten

nehmen zu und auch die Klimakrise ist ein drängendes Problem unserer Zeit.

Jugend(verbands)arbeit leistet in dieser Zeit viel, um jungen Menschen Perspektiven

aufzuzeigen und ihnen Halt zu geben. Sie muss finanziell gut ausgestattet werden, um

den vielfältigen Herausforderungen gerecht werden zu können. Der europäischen Ebene

kommt dabei eine besondere Bedeutung zu.

Das Jugendhilfesystem ist überlastet. Psychische Krisen bei jungen Menschen durch die

Corona-Pandemie oder die Beratung und Betreuung unbegleiteter junger Geflüchteter
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dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden. Verteilungskämpfe sind jedoch an der

Tagesordnung. Das System muss finanziell besser ausgestattet werden, damit die

Jugendhilfe allen jungen Menschen gerecht werden kann.

Frieden in Europa: 
Der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine ist eine tiefe Zäsur in Europa. Besonders

junge Menschen sind von den kriegerischen Handlungen betroffen. Sie verlieren Familie,

Freund*innen, Bildungsmöglichkeiten und müssen ihre Heimat verlassen. Sie brauchen

Perspektiven, in den Ländern, in die sie geflohen sind, aber auch Rückkehrperspektiven.

Die Europäische Union muss sich weiterhin solidarisch mit der Ukraine zeigen und sich

für eine Beendigung des Krieges einsetzen. Wir fordern daher von den künftigen

Abgeordneten des EP, die Ukraine in ihrer Souveränität zu unterstützen, das Völkerrecht

weiterzuentwickeln, sich für Frieden, Gerechtigkeit und bessere Zukunftsperspektiven

einzusetzen.

Europäische Gemeinschaft fördern! 
Jugendverbände sind Orte der Vielfalt. Um Praktiken auszutauschen, gemeinsam

Herausforderungen anzugehen und diese Vielfalt zu stärken, sind europaweite

Zusammenarbeit und die Vernetzung von jungen Menschen innerhalb Europas

entscheidend. Wir fordern daher von den zukünftigen Abgeordneten des EP, dass sie

sich für Programme und Initiativen einsetzen, die den Austausch und die

Zusammenarbeit von Jugendverbänden und -initiativen auf europäischer Ebene

verlässlich fördern.

Programme wie Erasmus und Erasmus+ sind gelungene Beispiele für die Stärkung der

europäischen Gemeinschaft und sollten auch zukünftig intensiv gefördert werden.

Initiativen wie DiscoverEU, die 18-jährigen Menschen kostenlose Interrailtickets zur

Verfügung stellen, sind ein guter Ansatz, jedoch nicht barrierearm und somit nicht für alle

jungen Menschen nutzbar. Die Förderung von internationalen Jugendbegegnungen muss

auskömmlich gestaltet und in ihrer Bürokratie vereinfacht werden. Auch hier müssen

Barrieren abgebaut werden, damit alle jungen Menschen von internationalen Erfahrungen

und Begegnungen profitieren können.

Wir verurteilen das menschenverachtende Vorgehen an den europäischen

Außengrenzen. Die Aufnahme von Geflüchteten darf nicht als Druckmittel einzelner

Staaten gegen die europäische Gemeinschaft genutzt werden. Seenotrettung darf nicht

kriminalisiert werden. Wir fordern die künftigen Abgeordneten des EP dazu auf, alle

rechtlichen Verpflichtungen zu benutzen, um die humanitäre Katastrophe an den

europäischen Außengrenzen sowie in deren Lagern für Geflüchtete umgehend zu

beenden.
[1] DBJR: „Forderungen des Bundesjugendrings zur Europawahl 2024“, S.
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2: https://www.dbjr.de/fileadmin/Positionen/2023/Forderungen-des-Bundesjugendrings-

zur-Europawahl-2024.pdf
[2] DBJR: „Forderungen des Bundesjugendrings zur Europawahl 2024“, S.

2: https://www.dbjr.de/fileadmin/Positionen/2023/Forderungen-des-Bundesjugendrings-

zur-Europawahl-2024.pdf

Begründung
Unser Änderungsantrag ist nicht inhaltlich, sondern formal. Wir würden die

Forderungen gerne prägnanter formulieren und in den Mittelpunkt des Antrags

stellen. Aus unserer Perspektive vermischen sich in der aktuellen Fassung

Antragstext und -begründung.
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Ä1

Antrag

47. Vollversammlung Landesjugendring Niedersachsen e.V. am 13.04.2024

 Initiator*innen: BDKJ

 Titel: Ä1 zu A4: Bundesweites 29€-Ticket JETZT!

Antragstext

Von Zeile 3 bis 4 löschen:

bundesweiten 29€-Tickets. Dieses soll für Auszubildende, Freiwilligendienstleistende und

JULEICA-Inhaber*innen unter 28 gelten.

Begründung
Uns wird nicht klar, warum es innerhalb der Gruppe der Juleica-Inhaber*innen eine

Differenzierung auf Grundlage des Alters geben sollte. Wir würden das 29€-Ticket

gerne für alle Juleica-Inhaber*innen ermöglichen.
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Ä1

Antrag

47. Vollversammlung Landesjugendring Niedersachsen e.V. am 13.04.2024

 Initiator*innen: BDKJ

 Titel: Ä1 zu A6: Klare Kante gegen Rechts - die AfD ist

KEINE Alternative!

Antragstext

Von Zeile 14 bis 18:

Der Landesjugendring soll über die Erkenntnisse der Ausarbeitungen in den sozialen

Medien berichten und sich im politischen Diskurs klar positionieren. Wir müssen junge

Menschen sensibilisieren und ihnen aufzeigen, dass es sich lohnt, für die Demokratie

einzustehen. Dafür ist es wichtig, aufzuzeigen, dass die AfD KEINE jugendfreundliche

Alternative ist.

Die Ergebnisse der Recherche sollen den Mitgliedsverbänden zur Verfügung gestellt und

im Hauptausschuss beraten werden. Der Hauptausschuss wird beauftragt, anhand der

Rechercheergebnisse weitere Schritte wie beispielsweise die Entwicklung einer

Arbeitshilfe, die Umsetzung einer Bildungsreihe oder eine Social-Media-Kampagne zu

beraten. Ziel ist eine zielgruppengerechte Sensibilisierung junger Menschen in unseren

Verbänden und darüber hinaus.

Begründung
Wir begrüßen den Auftrag für eine ausführliche Recherche zur jugendpolitischen

Verortung der AfD. Das übersteigt sicher die Kapazität vieler Mitgliedsverbände und
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ist daher beim Landesjugendring gut angesiedelt.

Um die Ergebnisse der Recherche auch wirklich in die Fläche zu bringen, halten wir

eine Beratung des Hauptausschusses zu den konkreten Ergebnissen der

Recherche für zielführender als eine Information über die sozialen Medien des

Landesjugendrings. Eine gründliche Recherche und gute Aufarbeitung der

Ergebnisse bietet für uns die Möglichkeit, die AfD verstärkt auch im

jugendpolitischen Bereich (den sie ja bislang kaum explizit bespielt) inhaltlich zu

stellen. Welche Form den Ergebnissen am Ende gerecht wird, sollte der

Hauptausschuss entscheiden, wenn die Ergebnisse konkret vorliegen.

Seite 2 / 2



Ä1

Antrag

47. Vollversammlung Landesjugendring Niedersachsen e.V. am 13.04.2024

 Initiator*innen: DGB-Jugend

 Titel: Ä1 zu A7: Nie wieder ist jetzt! – Gegen jeden

Antisemitismus

Antragstext

Von Zeile 5 bis 7 löschen:

Wir verurteilen den terroristischen Überfall der Hamas auf Israel am 07.10.2023.

Vergewaltigung, Folter, Verschleppung und der Mord an Zivilist*innen sind Ausdruck des

Vernichtungswillens, der dem Antisemitismus innewohnt.

Begründung
Wir haben leider unser Arbeitsdokument hochgeladen. In unserer finalen

Formulierung war der nun gestrichene Absatz nicht mehr vorhanden, da er durch

Absatz 3 ersetzt wurde.
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Ä1

Antrag

47. Vollversammlung Landesjugendring Niedersachsen e.V. am 13.04.2024

 Initiator*innen: BDKJ

 Titel: Ä1 zu A9: Gerechte Investitionen für die Zukunft

Antragstext

Von Zeile 1 bis 2:

Der Landesjugendring sieht eine Besteuerung von Vermögen als ein essentielle

Grundlageeinen möglichen Baustein für die Finanzierung gerechter Investitionen in

notwendige Infrastrukturen für die Zukunft.

Begründung
Die bisherige Formulierung des Antrags suggeriert aus unserer Perspektive, dass

die Besteuerung von Vermögen die Lösung für die finanziellen Probleme bei

Zukunftsinvestitionen ist. Für uns stellt sie lediglich einen Baustein dar, da auch

über weitere Themen wie eine Reform der Schuldenbremse gesprochen werden

muss.
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Ä2

Antrag

47. Vollversammlung Landesjugendring Niedersachsen e.V. am 13.04.2024

 Initiator*innen: BDKJ

 Titel: Ä2 zu A9: Gerechte Investitionen für die Zukunft

Antragstext

Von Zeile 6 bis 8:

sehen dafür eine Einführung einer Vermögenssteuer und eine Erhöhung der

Erbschaftssteuer auf hohe Vermögen über 1 Mio. Euro als Maßnahme zur Finanzierung

als notwendig an. Diese Maßnahmen ermöglichen nicht nur diese Investitionen, sondern 

Begründung
An dieser Stelle würden wir die Bemessungsgrenze gerne etwas variabler halten

und statt der konkreten Zahl 1 Million lieber die vage Formulierung "hohe"

Vermögen einfügen. Die Grenze von 1 Million Euro scheint uns mit Blick auf

Menschen mit Land- oder Immobilienbesitz zu gering gesetzt, da die Grenze schnell

erreicht werden kann. In diesen Fällen ist das Vermögen aber nicht liquide und

höhere Steuern können im schlimmsten Fall dazu führen, dass Besitz veräußert

werden muss, um die Erbschaftssteuern zu bezahlen. Eine konkrete Festlegung der

Untergrenze muss am Ende durch die Politik erfolgen, die hier zu einer guten

Abwägung kommen muss. Wir sehen uns nicht in der Position, hier zu einer

konkreten Zahl zu kommen.
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Ä3

Antrag

47. Vollversammlung Landesjugendring Niedersachsen e.V. am 13.04.2024

 Initiator*innen: BDKJ

 Titel: Ä3 zu A9: Gerechte Investitionen für die Zukunft

Antragstext

Von Zeile 8 bis 24 löschen:

notwendig an. Diese Maßnahmen ermöglichen nicht nur diese Investitionen, sondern

gestalten sie gerechter. Derzeit werden im internationalen Vergleich in Deutschland

Unternehmen überdurchschnittlich und Einkommen durchschnittlich besteuert1, während

Vermögen seit 1997 gar nicht mehr besteuert werden, obwohl Reichtum in Deutschland

vor allem vererbt und nicht erarbeitet ist.

Durch die gerechte Belastung der Bevölkerung für diese notwendigen Transformationen

kann die Erschöpfung vieler Menschen von diesem gesellschaftlichen Wandel erst

aufgefangen werden und verhindert Frustration und Wut über diesen Wandel. Wir wollen

nicht in einer gespaltenen Gesellschaft leben, in der sich über das OB von notwendigen

Transformationen gestritten wird, sondern wir wollen über das WIE diskutieren. Doch

eben diese Frustration und Wut über eine ungerechte Transformation hindern selbige

und ermöglichen Polarisierung und Spaltung.

Wir setzten uns deshalb auf niedersächsischer, sowie auf Bundesebene für eine

Diskussion über Vermögenssteuern und höhere Steuern, bei großen Erbschaften ein.

1 Link zur Quelle – Bundeszentrale für Politische Bildung 2021, abgerufen am 6. März

2024
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Begründung
Inhaltlich teilen wir die Aussagen dieses Teils, sehen ihn allerdings als

Antragsbegründung und daher nicht im Antragstext.
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Ä1

Antrag

47. Vollversammlung Landesjugendring Niedersachsen e.V. am 13.04.2024

 Initiator*innen: DGB-Jugend

 Titel: Ä1 zu A10: Solidarisierung mit der Wir fahren

zusammen Kampagne 

Antragstext

Von Zeile 7 bis 13:

(bezahlbare) Mobilität für alle, sowie sofortige massive Investitionen in den Ausbau des

öffentlichen Nahverkehrs.

Dass junge Schüler*innen, Auszubildende und Studierende zusammen mit Beschäftigten

und Gewerkschaftler*innen an einem Strang ziehen und aufzeigen, dass

Klimagerechtigkeit und soziale Gerechtigkeit nicht gegeneinander ausgespielt werden

dürfen, begrüßen wir sehr und stellen 

Klimagerechtigkeit und soziale Gerechtigkeit dürfen nicht gegeneinander ausgespielt

werden, daher stellen wir uns hinter die Forderungen der Kampagne.

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

Seite 1 / 1

http://www.tcpdf.org

